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«Wir brauchen 
keine Task Force» 
Anti-AKW-Demos Regierung sieht keine 
Notwendigkeit für Schaffung von Sonderstäben 
 
Auf den «MenschenStrom gegen Atom» vom Pfingstmontag war die Polizei 
vorbereitet. Auch mit Blick auf künftige Demos um ein zweites 
Kernkraftwerk im Niederamt hält der Regierungsrat die 

Sicherheitsstrukturen für ausreichend.   

 
Was unternimmt der Regierungsrat zur 
Gewährleistung der Sicherheit bei 
künftigen Auseinandersetzungen um 
ein zweites Kernkraftwerk im 
Niederamt? Und wer trägt die Kosten 
bei solchen Ereignissen? Diese Fragen 
stellte Kantonsrat Daniel Mackuth (CVP/ 
Trimbach) z wei Wochen vor dem 
«MenschenStrom gegen Atom» mit 
einer Interpellation. Der Kantonsrat 
lehnte damals eine dringliche 
Behandlung ab. Nun hat die Regierung 
die Fragen beantwortet: «Auf die am 
Pfingstmontag durchgeführte 
Demonstration hat sich die Polizei 
Kanton Solothurn adäquat vorbereitet, 
und die gewählte Taktik hat sich 
bewährt; bekanntlich verlief der Anlass 
friedlich.»   
 
 
Normale Haftungsregeln   
 
Was die Kosten von Polizei, 
Feuerwehr, Sanität oder von allfälligen 
Personen- und Sachschäden betrifft, 
so seien diese bei einem 
Strafverfahren grundsätzlich von den 
Verurteilten zu tragen. Wo kein 
Straftatbestand erfüllt sei, könnte 
Schadenersatz auf dem Zivilweg 
eingeklagt werden. Die Regierung 
verweist darauf, dass im 
Zusammenhang mit Demonstrationen 

die Haftungsregeln gemäss 
Obligationenrecht gelten: «Der 
Umstand, an einer Kundgebung 
teilgenommen zu haben, genügt 
demnach nicht, um einem Teilnehmer 
Kosten aufzuerlegen.» Dies würde die 
Versammlungsfreiheit verletzen.   
 
Auf die Frage, ob eine künftige 
Standortgemeinde an den Kosten 
beteiligt werden könnte, lässt sich die 
Regierung nicht ein: Solche Punkte 
seien Gegenstand der Bau- und 
Betriebsbewilligung künftiger 
Kernkraftwerke.   
 
 
Option interkantonaler Hilfe   
 
Der Regierungsrat ist überzeugt, dass 
mit dem Polizeikonkordat der 
Nordwestschweiz und der Möglichkeit 
zu interkantonalen Polizeieinsätzen die 
nötigen Optionen zur Bewältigung von 
Grossveranstaltungen mit möglichen 
gewalttätigen Auseinandersetzungen 
vorhanden seien. Soweit derzeit 
voraussehbar, liessen sich solche 
Anlässe mit den ordentlichen 
Strukturen bewältigen. Eine 
Vorbereitung mit Sonderstäben werde 
der derzeitigen Ausgangslage nicht 
gerecht: «Es bedarf keiner ‹Task 
Force›.» (CVA)   

 
 


